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DIENSTAG 

Johannes Matt 
einhellig nominiert 

BALZERS: Der Landesvor­
stand als zweithöchstes Gre­
mium der Bürgerpartei hat 
gestern in Balzers Johannes  
Matt (Bild) einstimmig zum 
Kandidaten für das Amt 
des Parteipräsidenten und ! 
Nachfolger von Ernst Walch 
zuhanden des Parteitages 
nominiert. Seite3 : 

«Todos Santos» 
in den [ 
Anden Boliviens | 
Stefan Biedermann lebt z u r  f 
Zeit mit seiner Familie in | 
Sucre, Bolivien. Im Auftrag ' 
des Liechtensteinischen Ent- : 

£ 
Wicklungsdienstes LED wird | 
er regelmässig über seine i 
Erfahrungen und Erlebnisse j 
berichten. Seite 5 | 

'i t 

Premieren der I 
besonderen Art 
VADUZ: Das Jahreskonzert 
der Harmoniemusik Vaduz 
kann dieses Jahr  mit ver ­
schiedenen Premieren auf­
warten. Zum einen mit ei­
ner  Weltpremiere bezüglich 
Josef Gabriel Rheinberger, 
und  zum anderen wird die 
Harmoniemusik erstmals 
teilweise von  Chören be­
gleitet. Seite 9 

Schlussfurioso 
blieb unbelohnt 

FUSSBALL: Liechtensteins 
U17 unterlag zum Auftakt 
der  EM-Qualifikation Weiss-
russland knapp mit 1:2. 
Die körperlich robusteren 
Gäste diktierten zwar  über 
weite Strecken das Spiel, 
doch zum Schuss kamen sie 
noch mächtig ins Schwit­
zen. FL-Mittelfeld-Motor 
Rohrer (77.) t raf  nu r  die 
Latte und ein Kopfball v o n  
Meier (82.) strich knapp 
übers Gehäuse. Seite 15 

Fürstenvorschläge umstritten 
DeSe: Laut Umfrage 39,5 Prozent gegen Verfassungsvorschlag des Fürstenhauses 

Anfangs November hätten 
an der Urne 39,5 Prozent 
gegen und nur 32,7 Pro­
zent für den Verfassungs­
vorschlag des Fürsten­
hauses gestimmt: Das hat 
die vom Demokratie-Se­
kretariat (DeSe) in Auf­
trag gegebene repräsenta­
tive Umfrage ergeben. Die 
Meinungen über dieses 
Ergebnis gehen weit aus­
einander. 

Martin Frommelt 

600 Stimmberechtigte wurden 
nach wissenschaftlicher Me­
thode befragt: «Wenn Sie am 
nächsten Sonntag über die Ver­
fassungsvorschläge des Fürsten 
abstimmen müssten, wie wür­
den Sie sich verhalten?» Ergeb­
nis: 39,5 Prozent Zustimmung, 
32,7 Prozent Ablehnung, 17 
Prozent ohne Angabe u n d  10,8 
Prozent würden g a r  nicht ab­
stimmen gehen. 

Relative Mehrheit 
Das DeSe kommt in seiner 

gestrigen Medienmitteilung 
zum Schluss: «Die Mehrheit des 
Volkes lehnt sie ab». Diese Aus­
sage ist insofern missverständ­
lich, als es sich nu r  u m  eine re­
lative und nicht eine absolute 
Mehrheit handelt. Ausserdem: 
Das Volk weiss seit Mitte Au­
gust, dass ein Kompromiss ge ­
funden werden konnte. Es wäre 
demzufolge interessant zu er­
fahren, was  die «Sonntags-Fra­
ge» zum gleichen Zeitpunkt er­
geben hätte, wenn sich die Fra­
gestellung a u f  den Kompromiss 
bezogen hätte. 

Unterschiedliche Ansichten: A l t  Regierungschef Mario Frick, S.D. Fürst Hans-Adam 11. und FBP-
Fraktionssprecher Helmut Konrad. 

Das mit den Meinungsumfra­
gen ist so eine Sache, denn be­
kanntlich lässt sich alleine 
durch die Fragestellung schon 
viel manipulieren. «Das kann 
man mit Bestimmtheit so s a ­
gen, ich kann aber versichern, 
dass das DeSe keinen Einfluss 
a u f  die konkrete Fragestellung 
genommen hat», so DeSe-Se-
kretär Sigvard Wohlwend u n s  
gegenüber. 

Fürst gelassen 
S.D Fürst Hans-Adam II. äus­

serte sich a u f  Anfrage des 
Volksblattes wenig beeindruckt 
über das Umfrageergebnis: «Ers­
tens kann man schlecht sagen, 
wie repräsentativ diese Umfrage 
ist, zweitens haben unsere Um­
fragen genau das Gegenteil er­
geben. Aber das ist auch nicht 
entscheidend, denn mit Umfra­
gen kann man j a  bekanntlich 
ziemlich stark manipulieren. 
Man sollte also diesen Umfra­
geergebnissen auch nicht allzu 
viel Gewicht beimessen. Letzten 
Endes geht es u m  die Frage: 

Will man hier noch eine Mo­
narchie haben, dann wird m a n  
halt dem Vorschlag der Regie­
rung zustimmen. Wenn nein, 
dann muss man  halt dem Volk 
eine Alternative vorlegen.» 

führt werden, der Meinungsbil-
dungsprozess ist hier  sicher 
noch nicht abgeschlossen. Der 
von der  Regierung gewählte 
Weg über eine Landtagsvorlage 
fördert diesen Prozess.» 

Konrad: Nicht überrascht Freude bei Mario Frick 
FBP-Fraktionssprecher Hel­

mut Konrad: «Die aus der  Um­
frage gezogene Schlussfolge­
rung kann ich so nicht  g a n z  
nachvollziehen. Ich würde 
nicht von einer Mehrheit des 
Volkes sprechen, die die Verfas­
sungsvorschläge des Fürsten 
ablehnt. Dass die Vorschläge 
umstritten sind, das hingegen 
kommt zum Ausdruck, über ­
rascht mich aber nicht. Die in 
der Medienmitteilung gemach­
te Feststellung, dass die je tzt  
präsentierte Regierungsvorlage 
einen noch weiter gehenden 
Abbau der demokratischen 
Rechte vorsehe als die u r ­
sprünglichen Vorschläge des 
Fürsten, ist aus meiner Sicht 
nicht richtig. Doch diese Dis­
kussion muss noch intensiv ge-

Alt Regierungschef Mario 
Frick, Mitglied des Demokratie-
Sekretariates, äusserte sich uns 
gegenüber befriedigt: «Im Mo­
ment der Umfrage konnte eine 
Mehrheit der Leute mit den 
Fürstenvorschlägen nichts an­
fangen. Das ist zwar  n u r  eine 
Momentaufnahme, diese sagt 
aber, dass im Moment keine 
Mehrheit z u  finden ist. Mich 
freut dieses Ergebnis. Es zeigt 
aber auch, dass die Leute Zeit 
brauchen, um sich mit der  Fra­
ge auseinandersetzen. Es wäre 
sehr hilfreich, wenn  eine öf­
fentliche Diskussion stattfinden 
könnte, dies umso mehr, als die 
Regierung jetzt eine Vorlage vor­
gelegt hat, für deren Behand­
lung im Landtag die Abgeord­
neten zu wenig Zeit haben.  

Geld für Ex-Regierung 
Regierung verabschiedet Nachtragskredite 

Der Ex-Regierung s teht  im 
laufenden J a h r  eine knappe  
Million Franken zu. Gemäss 
Gesetz haben  ausscheiden­
d e  Regierungsmitglieder A n ­
spruch .auf  Überbrückungsgel­
der. 

Seit den Wahlen im Februar 
setzt sich die Regierung kom­
plett neu zusammen. Ausschei­
dende Regierungsmitglieder 
können während einer be­
stimmten Zeit Überbrückungs­
gelder • beanspruchen. Die 
frühere Regierung nutzte diese 
Möglichkeit. Dies machte zu­
sätzliche Mittel von  996 000 
Franken nötig. Die ehemaligen 
Regierungsmitglieder beziehen 
die Gelder in monatlichen Aus­
zahlungen oder in  einer einma­
ligen Kapitalauszahlung, wie 
Gerold Matt, Leiter der  Stabs­
stelle Finanzen, erklärte. Bei 
der  einmaligen Kapitalauszah­
lung erhalten die Regierungs­
mitglieder Gelder, die ansons­
ten im Lauf von  zwei Jahren 
ausbezahlt würden, a u f  einen 

Schlag. Mit dem Nachtragskre­
dit von 996 000 Franken sei 
noch nicht alles ausbezahlt. 
«Für den gleichen Posten sind 
nächstes J ah r  1 013 000 Fran­
ken budgetiert», sagte Gerold 
Matt. 

Zusammen mit den bereits 
vom Landtag genehmigten 
Nachtragskreditvorlagen bean­
tragt die Regierung für das lau­
fende Jahr  insgesamt 26,7 Mil­
lionen Franken zusätzliche 
Mittel. Das entspricht rund 3,6 
Prozent der budgetierten Ge­
samtausgaben. Die Sammel­
vorlage beinhaltet unter ande­
rem einen Antrag für zusätzli­
che Mittel von  1,3 Millionen, 
um mehr internationale u n d  
humanitäre Hilfe leisten zu 
können. Die Regierung hat  aus­
serdem beschlossen, ein Liech-
tenstein-Portal im Internet zu 
realisieren. An diesem Projekt 
beteiligen sich das Land, das  
Fürstenhaus, die Gemeinden 
sowie die Wirtschaft. Ein z u ­
sätzlicher Kredit von 880 0 0 0  
Franken ist nötig. (Jak) 

Wanger tritt zurück 
Markus Wanger nicht mehr Präsident 

Mit Schreiben v o m  22. No­
vember  2001 erklärte Dr. 
Markus Wanger  seinen sofor­
tigen Rücktritt  als Präsident  
der  Liechtensteinischen T r e u ­
händervereinigung. Dr. M a r ­
kus Wanger  begründet  seinen 
Entschluss im Wesentlichen 
mi t  mangelndem Rückhalt i n ­
nerhalb des Vorstandes in e i n ­
zelnen Sachfragen. 

Die übrigen Vorstandsmitglie­
der bedauern diese für  sie über ­
raschende Entscheidung, zumal 
die Treuhändervereinigung im 
Verlauf der letzten Monate we­
sentlich zur Wiederherstellung 
des Ansehens und  der Akzep­
tanz des Finanzplatzes Liech­
tenstein beigetragen hat .  

Wahl am 12. Dezember 
Der bisherige Vizepräsident 

lic. iur. Martin Gstöhl über­
nimmt interimistisch die Funk­
tionen des Präsidenten. Die Er­
satzwahl für den vakanten Vor­
standssitz erfolgt anlässlich der 
a u f  den 12. Dezember 2001 a n ­

KOMMENTAR 
Erfreulich, dass auch VU-
Präsident Frommelt und 
Landtagsvizepräsident Wolff 
es a m  Sonntag am Radio be-
grüsst haben, dass in der 
Verfassungsfrage j e t z t  eine 
Regierungsvorlage ins Parla­
ment  kommt. Der Weg der 
Regierung wird also auch bei 
der VU als richtig anerkannt. 
Die Regierung wird gut  damit 
leben können, dass der Land­
tagsvizepräsident die Ansicht  
vertritt, dass die Regierung 
«überhaupt keine Verände­
rung zuwege gebracht» hat.  
Wer eine Veränderung bei 'der 
Verfassung «zuwege» ge­
bracht -hat, das wissen a m  
besten Landesfiirst und Re­
gierungschef. Fakt ist, dass 
der Landesfürst nach seinem 
Verfassungs-Vorschlag vom 
1. März 2001 unerwartet be­
reit war, wieder m i t  Regie­
rung sowie Landtags-, Par­
teien- und Forums-Vertretem 
über einen Kompromiss zu 
verhandeln. Da ist letztlich 
völlig unerheblich, wer wie­
viel z u  diesem Kompromiss 

Auf dem 
richtigen Weg 

beigetragen hat: Hauptsache, 
man kommt  in der Verfas­
sung nach jahrelanger Kon­
troverse endlich einen gros­
sen Schritt weiter! 

Dass das seitens der Oppo­
sition mehrfach vorgebrachte 
Argument, die Landtagsde­
batte sei überstürzt angesetzt, 
nicht sticht, hat  der Land­
tagsvizepräsident in dersel­
ben Sendung gleich selbst 
dargelegt. Nur einen Tag 
nach dem Durchsehen der 
Vorlage kam Herr Wolff 
nämlich bereits z u m  Schluss, 
dass es in der Regierungsvor­
lage «keinen auch nur erwäh­
nenswerten Unterschied» z u  
dem am 15. Augus t  offiziell 
bekannt gegebenen Kompro­
miss gäbe. Womit erwiesen 
wäre, dass man sehr schnell 
im Bilde sein kann. Ausser­
dem: Grosse Unterschiede 
waren - infolge des ausge-
schöpßen Spielraums - auch 
nicht zu erwarten, das hat 
der Regierungschef genügend 
wiederholt. 

Man konnte sich also recht 
lange darauf  einstellen, z u ­
mal der Regierungschef stets 
versprochen hat, dass die 
Vorlage noch dieses Jahr im  
Landtag behandelt werden 
kann. Und er ha t  Wort gehal­
ten. Martin Frommelt 

REKLAME 

Dr. Markus Wanger erklärte 
seinen sofortigen Rücktritt als 
Präsident der Liechtensteini­
schen Treuhändervereinigung. 

beraumten ausserordentlichen 
Plenarversammlung. 

Liechtensteinische 
Treuhändervereinigung 
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